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Heute im Präsidium des Gemeindetags:

Eingriffe in Kommunalfinanzen belasten Gemeinden

„Kommunalhaushalte an die Wand zu fahren, ist keine Perspektive“

Meersburg.   Der Gemeindetag kritisiert die Absicht der Koalition, im Doppelhaushalt 2005/2006 vorgenommene Kürzungen und Einsparungen im Bereich der Kommunen fortzuführen. „Die Zusage des Ministerpräsidenten, 2006 nicht weiter in die Kommunalfinanzen einzugreifen, muss auch nach der Landtagswahl weiter gelten,“ sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle. „Den Landeshaushalt auszugleichen und dafür die Kommunalhaushalte an die Wand zu fahren, ist keine Perspektive für unser Land.“
Bund und Länder profitieren von Steuererhöhungen

Das Land habe seine Leistungen an die Kommunen 2005 und 2006 bereits um 350 Millionen Euro jährlich gekürzt. Diese Kürzungen sollen in den Folgejahren fortgesetzt werden. „Für weitere Belastungen der Städte und Gemeinden gibt es keine Rechtfertigung,“ sagte Kehle. „Von den Steuererhöhungen profitieren vor allem Bund und Länder. Die Haushaltslage der meisten Kommunen lässt weitere Beiträge zur Konsolidierung des Staatshaushalts nicht mehr zu.“

Der Gemeindetag erwartet, dass es auch nach der Erhöhung der Mehrwertsteuer bei der bisherigen Verteilung des Steueraufkommens zwischen Land und Kommunen bleibt. Die Vorwegentnahme eines Prozentpunkts zur Senkung der Lohnnebenkosten führe bereits dazu, dass die Kommunen als bedeutende Mehrwertsteuerzahler unter dem Strich kaum mit Mehreinnahmen rechnen könnten.

Im gemeinsamen Interesse seien Städte und Gemeinden bereit, über Beiträge zur Verbesserung des Landeshaushalts zu reden. „Die Regierung muss wissen, dass wir unter dem vor der Wahl beschworenen partnerschaftlichen Vorgehen nicht einseitige Eingriffe verstehen. Das geht nicht ohne politische Gegenleistung an die Kommunen,“ sagte Kehle. Die Gespräche

mit der Landesregierung über die Finanzbeziehungen hätten erst begonnen. „Die Absichten der Landesregierung müssen offen auf den Tisch. Wir brauchen verlässliche Zahlen. Und das möglichst vor der Regierungserklärung,“ verlangte Kehle.

Grundsatz ‚Wer bestellt, zahlt!’ ernst nehmen

Kehle erneuerte sein Angebot für einen Stabilitätspakt zwischen Land und Kommunen, der beiden Seiten mittelfristige Planungssicherheit geben könnte. Die dramatische Haushaltssituation von Bund, Ländern und Gemeinden verbiete neue Leistungsversprechen von selbst. „Wir erwarten von unserer Landesregierung, dass sie im Bundesrat dagegen klar Position bezieht und die Landespolitik darauf ausrichtet,“ sagte Kehle.

Vor allem erwarte der Gemeindetag von der Landesregierung, dass sie den Grundsatz ‚Wer bestellt, zahlt!’ künftig ernst nimmt. „Mit Prüfaufträgen an Ministerien, von denen wir schon vorher wissen, dass nichts Konstruktives herauskommt, ist uns nicht geholfen,“ sagte Kehle.
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